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Protest, zumal der Protest aus
dem links-grünen politi-
schen Spektrum, hat derzeit

einen schweren gesellschaftli-
chen Stand. Diemassiven Aus-
schreitungen von Extremisten
beimG20-Gipfel in Hamburg ha-
ben dazu beigetragen, dass Akti-
visten und ihre Anliegen allge-
mein negativ wahrgenommen
werden. Auch bei den Aktionen
rund um den Braunkohleabbau
im Rheinischen Revier gibt es
zweifelsohne eine Gruppe von
gewaltbereiten Aktivisten, die
etwa versuchen, eine Rodung des
Hambacher Forstes zu verhin-
dern. Sie vermummen und be-
waffnen sich, sie drohen Polizis-
ten und Journalisten, sie scheuen
sich nicht, auch „ruppig“ zu wer-
den, wie sie stolz bekennen. Der
Aachener Polizeipräsident Dirk
Weinspachmacht sich nicht zu-
letzt mit Blick auf die anstehende
Weltklimakonferenz Anfang No-
vember in Bonn Sorgen: Die Lage
imHambacher Forst spitze sich
zu, sagt er.

Dann gab es dieseMeldung:
Mehr als 1000Menschen sind
während der „Ende Gelände“-Ak-
tionen rund um die hiesigen Ta-
gebaue im August straffällig ge-
worden. Flüchtig betrachtet passt
das ins Bild von kriminellen Kra-
walltouristen, denen es gar nicht
um die Sache geht, sondern nur
darum, Randale zumachen.

Die AfD führt den Pinsel

Freilich steckt darin viel mehr,
nämlich auch eine ganzeMenge
Politik. Dennwie kam dieseMel-
dung zustande? Die Angaben der
Polizei werden in einer Antwort
der NRW-Landesregierung auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Frak-
tion im Landtag transportiert.
Man darf getrost unterstellen,
dass die AfDmit dieser Anfrage
nicht einfach nur einen nüchter-
nen Fakt erfragen und darstellen
wollte, sondern dass sie damit
auch den Pinsel führt, der das
oben skizzierte Bild von links-
grünem Protest zeichnet. Es geht
der AfD vor allem darum, diesen
Protest zu diskreditieren.

Deshalb ist es umso wichtiger,
genau zu differenzieren:Was be-
deutet „straffällig“? Es geht um

gefährliche Eingriffe in den
Bahnverkehr etwa durch das Be-
setzen vonGleisen. In der Regel
handelt es sich nicht um die
Gleise der Regionalbahn, son-
dern um die der Hambachbahn,
mit der Kohle aus dem Tagebau
transportiert wird. Es geht um
Haus- und Landfriedensbruch.
Die Demonstranten sind in das
Tagebaugelände eingedrungen
und haben Bagger besetzt. Und
sie habenWiderstand gegen Poli-
zeibeamte geleistet. Dasmuss
nicht körperlich gewesen sein.
Das kann auch die schlichteWei-
gerung gewesen sein, einem
Platzverweis Folge zu leisten.

Sind die Demonstranten, die
sich so verhalten haben, Krimi-
nelle? Sind sie Gewalttäter? Sind
sie Krawalltouristen? Sie haben
im Rahmen ihres Protestes Ge-
setze gebrochen. Ihr Ziel war es,
den Betrieb in den Tagebauen zu-
mindest kurzzeitig lahmzulegen,
um ein Zeichen zu setzen.

24 von 1000

Die Polizei versucht nun 875 der
1000Menschen zu identifizie-
ren. Sie haben kleinere Vergehen
begangen und sich geweigert,
ihre Personalien anzugeben. Des-
halb wurden sie fotografiert.
24 Personen haben nach Anga-
ben der Polizei tatsächlich
schwerere Straftaten begangen,
und wurden deshalb erken-
nungsdienstlich behandelt. Das
ist – ohne dieseMenschen vertei-
digen oder ihr Verhalten ent-
schuldigen zu wollen – eine an-
dere Zahl als 1000. Mit der Zahl
24 ließe sich weniger Politik ma-
chen.Mit ihrmussman ein an-
deres Bild vom Protest zeichnen.

Protest ist ein legitimesMittel
in einer Demokratie. Er ist eine
Errungenschaft. Er ist notwen-
dig, denn er weist aufMissstände
hin.Wer dabei Grenzen über-
schreitet, der weiß das – und der
muss die Konsequenzen tragen.
Es gibt Grenzüberschreitungen,
die sind völlig inakzeptabel und
nicht zu rechtfertigen: Gewalt,
Sachbeschädigung, Körperverlet-
zung. Und es gibt Grenzüber-
schreitungen, diemuss eine De-
mokratie aushalten.
▶ c.rein@zeitungsverlag-aachen.de
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Protest undGrenzen
Anmerkungen zu denAktionen der Braunkohle-Gegner

peter Steudtner ist aus der Haft entlassen worden. Das hat er auch einem guten alten Bekannten Erdogans
zu verdanken: Altkanzler Gerhard schröder. Die deutsch-türkische krise ist aber lange noch nicht beendet.

einer ist frei, zehnsitzenweiter fest
Von michael Fischer
und can merey

istanbul/Berlin. Als Bundeskanzler
Gerhard Schröder schon abge-
wählt, aber noch im Amt war, be-
suchte er im Oktober 2005 noch
einmal den damaligen türkischen
Ministerpräsidenten Recep Tayyip
Erdogan. Sie trafen sich in Istanbul
zum Fastenbrechen. Kurz zuvor
hatte die EU Beitrittsverhandlun-
gen mit der Türkei aufgenommen,
und Erdogan wusste ge-
nau, wem er die histori-
sche Entscheidung zu
einemgroßen Teil zu ver-
danken hatte. Schröder
habe selbst „in den kri-
tischsten“ Zeiten zur Tür-
kei gestanden, sagte er
damals. Schröder be-
zeichnete Erdogan kurz
danach als einen „lieben
Freund“.

Das exzellente Ver-
hältnis der beiden scheint von al-
len Verwerfungen in den deutsch-
türkischen Beziehungen unbe-
rührt geblieben zu sein. Es ist of-
fensichtlich immer noch so gut,
dass ein Wiedersehen der beiden
in der Türkei im September den
Durchbruch für die Freilassung des
Menschenrechtlers Peter Steudt-
ner aus der Haft in der Türkei ge-
bracht haben soll.

Eingefädelt wurde die Vermitt-
lung von Außenminister Sigmar
Gabriel. Kein Wunder, dass der
SPD-Politiker Gabriel als einziger
Spitzenpolitiker im Wahlkampf
nicht in das Schröder-Bashing we-
gen dessen Einstiegs beim russi-
schen EnergieriesenRosneft einge-
stiegen ist. Er verwies schon da-
mals darauf, dass die hervorragen-
den Kontakte Schröders in Krisen-
situationennützlich sein könnten.
Als Beispiel nannte er seine Ver-
mittlung bei einer Geiselnahme

deutscher OSZE-Beobachter in der
Ostukraine: „In der Situation, wo
man ihn gebrauchen kann, um
mit Putin mal über andere Pro-
bleme zu reden, da finden das alle
super.“

Jetzt also die Türkei. Die ge-
heimeMission Schröders soll auch
mit Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) abgestimmt gewesen sein.
Was der Altkanzler genau mit Er-
dogan besprochen hat, blieb ges-
tern zunächst imDunkeln.Gabriel

äußerte sich nur kurz: „Ich bin
Gerhard Schröder sehr dankbar für
seineVermittlung“, sagte er. „Es ist
ein erstes Zeichen der Entspan-
nung, denn die türkische Regie-
rung hat alle Zusagen eingehalten.
Nunmüssenwir weiter an der Frei-
lassung der anderen Inhaftierten
arbeiten.“

Gabriels Erleichterung wurde
im politischen Berlin parteiüber-
greifend geteilt. Eine fortdauernde
Inhaftierung Steudtners wäre eine
Garantie dafür gewesen, dass die
Spannungen zwischen Berlin und
Ankara noch weiter eskaliert wä-
ren. Beendet ist die bilaterale Krise
mit der Freilassung des Deutschen
aber nicht. Dennmindestens zehn
weitere Bundesbürger sind noch
aus politischen Gründen in der
Türkei in Haft.

Der türkische Außenminister
Mevlüt Cavusoglu hatte kürzlich
erklärt, wie er sich einen Normali-

sierungsprozess vorstellt: als Ge-
ben und Nehmen. „Wenn ihr
einen Schritt auf uns zugeht, ge-
henwir zwei auf euch zu.“ Jetzt hat
die Türkei den ersten Schritt ge-
macht. Aus ihrer Sicht wäre jetzt
wohl Deutschland an der Reihe. Es
ist aber nicht zu erwarten, dass die
Bundesregierung ihre im Juli ein-
geleitete neue Türkei-Politik relati-
viert. Wahrscheinlicher ist, dass
sie den Druck aufrecht erhält, bis
die anderen Gefangenen frei sind.

Vor allem im Fall des „Welt“-
Korrespondent Deniz Yücel gibt es
keinen Fortschritt. Bislang liegt
nicht einmal eine Anklageschrift
gegen den deutsch-türkischen
Journalisten vor, der seit mehr als
acht Monaten hinter Gittern ist.
Erdogan beschuldigt ihn, ein
„Agent“ und „Terrorist“ zu sein –
Vorwürfe, hinter die Regierung
und Justiz schwerlich zurückfallen
können, auch wenn für die An-
schuldigungen keine Beweise vor-
gelegt wurden. Cavusoglu orakelte
mit Blick auf Yücel: „Die Vorwürfe
gegen ihn sind schwerwiegend
undweitreichend.“

nicht mit Freispruch verwechseln

Steudtner und sein schwedischer
Kollege Ali Gharavi sind nun zwar
frei, mit einem Freispruch ist das
aber nicht zu verwechseln: Der
Prozess gegen sie und neun türki-
sche Menschenrechtler geht wei-
ter; der nächste Termin ist für den
22. November angesetzt. Steudt-
ners Lebensgefährtin Magdalena
Freudenschuss und Gharavis Ehe-
frau Laressa Dickey zeigten sich
zwar „tief erleichtert“. Sie kritisier-
ten aber: „Die weitere Fortführung
des Verfahrens ist für uns nicht
nachvollziehbar.“ Zwar werden
beide weder für ein Urteil nach Is-
tanbul zurückkehren noch eine
eventuelle Haftstrafe in der Türkei

antreten. Probleme könnte die tür-
kische Regierung ihnen aber im
Fall einer Verurteilung trotzdem
bereiten. Sie könnte beide per Red
Notice über Interpol zur Fahndung
ausschreiben lassen. Steudtner
und Gharavi sind für ihre Arbeit
viel im Ausland unterwegs – wo-
möglich auch in Ländern, die Ge-
suchte an die Türkei ausliefern.

Endlich draußen: peter Steudtner lächelt nach seiner Entlassung aus dem istanbuler Silivri-Gefängnis in zahlreiche kameras. Foto: dpa

Eu-parlament zeichnet kritiker der Regierung von Staatschef Maduro mit dem sacharow-Preis aus

VenezuelasOppositionerhältrückendeckung

straßburg. Die demokratische Op-
position in Venezuela ist mit dem
diesjährigen Sacharow-Preis für
Meinungsfreiheit des Europaparla-
ments ausgezeichnetworden.Dies
teilte eine Sprecherin des Parla-
ments gestern in Straßburg mit.
Stellvertretend für die Opposition
sollen der Präsident des de facto
entmachteten Parlaments, Julio
Borges, sowie mehrere andere Op-
positionsführer undpolitischeGe-
fangene die Auszeichnung erhal-
ten. Sie soll am13. Dezember feier-
lich in Straßburg verliehen wer-
den.

Borges bedankte sich gestern via
Twitter. „Es ist eine Ehre, den Sach-
arow-Preis imNamenvon ganzVe-
nezuela zu erhalten. Es ist eine An-
erkennung für unser Volk durch
die internationaleGemeinschaft“,
schrieb er gestern bei dem Kurz-
nachrichtendienst. Alfredo Ro-
mero vom Foro Penal Venezolo,
das sich für politische Gefangene
einsetzt, schrieb: „Wir dankendem
Europäischen Parlament für den

Sacharow-Preis für die politischen
Häftlinge.“

„Wir müssen hier erneut (. .. )
die schwerwiegende Situation in
Venezuela an den Pranger stellen“,
sagte EU-Parlamentspräsident An-
tonio Tajani bei der Bekanntgabe
der Preisträger. In dem Land fehle
es an allem. „An Wasser, an Le-
bensmitteln, an Strom.“ Wegen
jahrelanger Misswirtschaft, Kor-
ruption und des niedrigen Ölprei-
ses ist die Wirtschaftslage in dem
Land desaströs.

Zuletzt ließ Staatspräsident Ma-
duro zudem eine linientreue Ver-
fassungsgebende Versammlung
wählen, die die von der Opposi-
tion kontrollierte Nationalver-
sammlung entmach-
tete. Diese aber sei
das „einzig demo-
kratisch gewählte
Parlament“,
sagte Tajani.

Mit dem
Preis ehrt das
Europaparla-

ment seit 1988 Personen oder Or-
ganisationen, die sich für Men-
schenrechte und Grundfreiheiten
einsetzen. 2016 wurden die Jesi-
dinnen Nadia Murad und Lamija
Adschi Baschar ausgezeichnet. Der
Preis ist mit 50 000 Euro dotiert.

Die venezolanische Opposition
war bereits 2015 für den Preis no-
miniert. Sie protestiert seit Jahren

gegen Maduros Regie-
rung. Allein in die-
sem Jahr kamen bei
Demonstrationen
über 120 Men-
schen ums Leben.

Zahlreiche Regie-
rungsgegner sitzen
imGefängnis.
Die Entscheidung,
die mit den Stim-

men der EVP-
Fraktion, der

Liberalen, der Konservativen und
der rechtspopulistischen ENF-
Fraktion zustande gekommenwar,
war im EU-Parlament umstritten.
Französische Abgeordnete aus der
Grünen-Fraktion befürchteten
eine PolarisierungundVerschlech-
terung der Situation in Venezuela.
Bei der Bekanntgabe der Preisträ-
ger lachten einige Abgeordnete
demonstrativ auf, als Tajani von
einer „politisch neutralen“ Aus-
zeichnung sprach.

Zur Verleihung im Dezember
sind auch die beiden anderen dies-
jährigen Kandidaten eingeladen:
die Menschenrechtsaktivistin
Aura Lolita Chavez Ixcaquic aus
Guatemala und der eritreische
Schriftsteller Dawit Isaak. Da Isaak
an einemunbekanntenOrt inHaft
sitzt, soll ihn ein Angehöriger ver-
treten. (afp/dpa)

Die Vorstellungen von Lu-
xus sind individuell sehr
unterschiedlich. Frei nach

demMotto: mein Haus, mein
Auto, mein Boot. Manches ist al-
lerdings schwerlich oder gar
nicht käuflich. Zeit zum Beispiel.
Zeit für die Familie, für ein Fuß-
ballspiel mit den Kindern, Zeit
für die pflegebedürftigeMutter.

Bereits 40 Prozent der Beschäf-
tigten in Deutschland arbeiten
amWochenende. Von vielen
wird eine Erreichbarkeit rund um
die Uhr verlangt. Das Handy
macht’s möglich. So ist Zeit für
einen großen Teil der Bevölke-
rungmittlerweile zumwahren
Luxus geworden. Das legt auch
eine Umfrage der IGMetall vom
Frühjahr nahe, bei der fast 60
Prozent der Berufstätigen zu Pro-
tokoll gaben, länger zu arbeiten
als vertraglich vorgesehen und
fast zwei Drittel denWunsch äu-
ßerten, ihre tatsächliche Arbeits-
zeit gern zu verkürzen. Deshalb
ist die größte Einzelgewerkschaft
imDGB ganz auf der Höhe der
Zeit, wenn sie in der anstehen-
den Tarifrunde auch für die indi-

viduelle Möglichkeit einer –
wohlgemerkt – vorübergehenden
Arbeitszeitreduzierung kämpft.

Dass die Arbeitgeber sich da-
mit äußerst schwer tun, mag aus
ihrer Sicht verständlich sein.
Müssten sie doch ausgetretene
Pfade verlassen. Bislang funktio-
niert die Arbeitswelt ja vornehm-
lich so, dass der Beschäftigte fle-
xibel im Sinne des Betriebes zu
sein hat. Eine Flexibilität des Be-
triebes im Sinne des Beschäftig-
ten wäre vielerorts Neuland.
Zwar gibt es bereits ein verbrief-
tes Recht, von Vollzeit in Teilzeit
zu wechseln. Dochwer dort ein-
mal ist, kommt davon kaum
mehr weg. Nach der Forderung
der IGMetall soll es endlich auch
umgekehrt gehen. Ganz so, wie
es schon in einemGesetzentwurf
der SPD stand, der in der letzten
Wahlperiode amWiderstand der
Union scheiterte. Insofern sind
dieMitte November beginnen-
den Tarifgespräche in derMetall-
und Elektroindustrie auch ein in-
teressantes Lehrstück für die
künftige Regierung in Berlin.
▶ an-politik@zeitungsverlag-aachen.de

▶ steFAnVetter (Berlin)

Auf der Höhe der Zeit
Die iG Metall fordert eine Arbeitszeitverkürzung

ansicht

Der Mensch hat, neben dem trieb der
Fortpflanzung und dem zu essen und zu trinken,
zwei leidenschaften: krach zu machen und nicht
zuzuhören.
Kurt tuChOlsKy (1890-1935) DeutsCher sChriFtsteller

Bedankte sich gestern via twitter: Julio Borges,
präsident des de facto entmachteten venezolani-
schen parlamentes. Foto: dpa

eine Fragean

▶ seVimDAGDelen

Fraktionsvize
der linken im
Bundestag

„soetwaswieein
tauschgeschäft“
Erdogan macht nichts ohne
Gegenleistung. Welche könnte
das gewesen sein?

Dagdelen: Es ist davon auszuge-
hen, dass es so etwas wie ein
Tauschgeschäft gegeben hat.
Denn schon seit Längerem be-
treibt die türkische Regierung
Diplomatie mit Geiselnahmen.
Man könnte auch sagen: nach
Mafia-Art. So hat Erdogan un-
längst angeboten, Deniz Yücel
im Austausch gegen Offiziere
freizulassen, die hier Asyl gefun-
den haben. Ich habe mich zu-
dem auch schon gefragt, wie es
kam, dass ein türkischer Agent,
der kurdische Politiker ermor-
den sollte, in Hamburg nur zu
einer Bewährungsstrafe ver-
urteilt wurde. Gleiches gilt für
die Entscheidung, keine Haftbe-
fehle gegen hier spionierende
Imame zu erlassen. Das kann al-
les zusammenhängen. (has)

„Es ist ein erstes Zeichen der
Entspannung, denn die
türkische Regierung hat alle
Zusagen eingehalten.“
AnGelA merKel,
BunDesKAnzlerin (CDu)


